2
PAGE  

Ruhr-Universität Bochum

Fakultät für Ostasienwissenschaften

Sektion Politik Ostasiens

Dorfwahlen in China – Demokratieansatz oder Instrument zum Machterhalt der KPCh?

Hausarbeit zum APO Basismodul:

„Eine harmonische sozialistische Gesellschaft aufbauen“ -  soziale Herausforderungen des chinesischen Transformationsprozesses

WS 2005/06

Dozentin: Kristin Kupfer, M.A.

Vorgelegt von:
David Beckeherm

2. Fachsemester

BA Wirtschaft und Politik Ostasiens

(Schwerpunkt Politik Ostasiens)

Irmgardstraße 16, 45888 Gelsenkirchen

E-Mail: david.beckeherm@gmx.de

Gelsenkirchen, den 17.03.2006

Dorfwahlen in China – Demokratieansatz oder Instrument zum Machterhalt der KPCh?
1. Einleitung

2. Historische Entwicklung von Dorfautonomie und Dorfwahlen
3. Der Fall Taishi
3.1. Akteur Bevölkerung
3.1.1. Zentrale Personen („Anführer“)

3.1.2. Ziele
3.1.3. Aktionsformen

3.1.4. Ein Sonderfall


3.2. Akteuer Regierung/KPCh



3.2.1. Zentrale Personen/Organisationen



3.2.2. Ziele



3.2.3. Aktionsformen


3.3. Das Ende der Auseinandersetzung?

4. Fazit

5. Literaturhinweise

1. Einleitung
Die hier vorliegende Arbeit wird sich mit den Dorfwahlen in China und den Interessen der Gruppen Staat und Bevölkerung in diesem Zusammenhang befassen.

Im ersten Teil meiner Arbeit werde ich auf die Entstehung des Dorfkomiteeorganisationsgesetzes (DkOG) und den historischen Ablauf von Dorfwahlen in China eingehen. Hierbei liegt ein besonderes Augenmerk auf dem Einfluss und der Intention von verschiedenen Akteuren bei der Schaffung des Gesetzes.

Im zweiten Teil werde ich mich mit dem Fallbeispiel der Region Taishi beschäftigen und versuchen, anhand der Gegenüberstellung von Akteuren der Bevölkerung und des Staates, eine allegemeine Zielverfolgung der jeweiligen Seite abzuleiten.

Gleichzeitig werde ich überprüfen, ob durch die potentielle Möglichkeit der demokratischen Partizipation auch ein erhöhtes Interesse von seiten der Bevölkerung zu erkennen ist, dass vielleicht auch in andere Formen der demokratischen Meinungsäußerung umschlägt.

Ich möchte vorab anmerken, dass die Quellenlage für die Beschäftigung mit dem Beispiel Taishi eher als suboptimal zu bezeichnen ist, da die Quellen natürlich eine Intention verfolgen und somit die Objektivität zumindest teilweise angezweifelt werden muss. Ich werde mich jedoch bemühen, den Ablauf und die vorgenommenen Aktionen möglichst objektiv zu beschreiben.

Abschließend werde ich analysieren, ob die Erhöhung der Dorfautonomie (z.B. durch Wahlen) einen ersten Schritt in Richtung der Demokratisierung der Institutionen und/oder Verfahren darstellt, oder der Machterhalt der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) im Vordergrund steht.

Des Weiteren werde ich die vorgefundenen Protestformen auf Seiten der Bevölkerung bewerten und versuchen, einen schlüssigen Ansatz für die Wahrnehmung von Partizipation zu finden. 
2. Historische Entwicklung von Dorfautonomie und Dorfwahlen
Die historische Entwicklung von Dorfautonomie war seit jeher von sehr vielen Faktoren beeinflusst. Mitte der 1970er Jahre erhöhte die chinesische Regierung die Dorfautonomie durch verschiedene Reformen im ökonomischen Bereich. Die Dekollektivierung der Landwirtschaft führte dazu, dass sich einige lokale Kader dafür entschieden die neuen Möglichkeiten (z.B. durch Zuteilung von Land; Spezialisierung) zu nutzen und somit lukrativere Tätigkeiten ergriffen. Es entstand somit ein Machtvakuum, dass nur sehr schwer zu füllen war, da die Rekrutierung von potentiellen Nachfolgern vielerorts eher schleppend voranging. Die Folge war oftmals soziale Instabilität, die sich in Diebstählen und Anstieg von Gewalt ausdrückte.

Eine weitere Problematik war der Machtgewinn von lokalen Anführern, die sich an die Spitze der Dörfer setzten und dort vorwiegend für die Mehrung ihres eigenen Wohlstandes sorgten.

In dieser Situation teilte sich die KPCh nun in zwei Gruppen. Die erste Gruppe tendierte zu einer Lösung „von oben“, was z.B. durch staatliche Gewaltanwendung hätte passieren können. Die zweite Gruppe hingegen brachte den Gedanken der Dorfwahlen ins Spiel, der ebenfalls zu einer Wiedererlangung des autoritären Einflusses der KPCh führen könnte. An erster Stelle stand hier die Legitimitätssicherung der Partei, die durch Wahlen auf Dorfebene gestärkt werden sollte. 

Aus diesem Grund entschloss sie sich bereits 1982, Dorfverwaltungskomitees einzuführen.
 Weiterführend wurde das DkOG am 24. November 1987 im Nationalen Volkskongress (NVK) verabschiedet und trat am 01. Juni 1988 (zunächst provisorisch) in Kraft. Dem zuvor gingen jedoch intensive Debatten, die erst 1998 langsam verstummten. Als wichtige Akteure für die Einführung von Wahlen auf Dorfebene sind hier Peng Zhen, Bo Yibo (beide sind langjährige und einflussreiche Mitglieder der KPCh) und das Ministerium für Zivilverwaltung (MfZ) zu nennen. So war das Wirken des MfZ besonders in der Umsetzungsphase sehr wichtig. Die konservativen Kräfte innerhalb der Partei waren weiterhin sehr skeptisch gegenüber diesem „demokratischen“ Instrument, weshalb der Formulierung der Ziele eine besondere Bedeutung beikam. Das MfZ betonte bei jeder Gelegenheit, dass es bei diesem Gesetz um die (Wieder-) Erlangung der Kontrolle über die Dörfer gehe. 1998 wurde aus dem Provisorium dann, nachdem es überarbeitet worden war, ein endgültiges Gesetz. Dieses Gesetz baute die Autonomie der Dörfer stark aus und überließ ihnen in Bereichen wie z.B. Infrastruktur, Ökonomie und sozialen Problemen die Entscheidungsbefugnis.
 
Seine Umsetzung ist jedoch als eher schleppend zu bezeichnen, da es viele Widerstände gab. So waren z.B. die lokalen Kader aus verständlichen Gründen nicht willens, dieses Gesetz zügig umzusetzen, da sie einen Macht- und Privilegienverlust fürchten mussten. Da die lokalen Kader bis zu diesem Zeitpunkt von Stellen mit erhöhter Befugnis eingesetzt wurden und auch für die Ausführung von unbeliebten Anordnungen (Geburtenkontrolle, Eintreibung von Steuern und Abgaben) verantwortlich waren, fürchteten diese, durch demokratische Wahlen dem Zorn und somit der Abwahl der Bevölkerung ausgesetzt zu werden. 
Es kam somit vor allen in der Anfangszeit noch häufig zu Unregelmäßigkeiten im Wahlablauf. 
Das MfZ, welches über die Durchführung der Wahlen wachte, stellte in einer Studie von 1997 fest, „dass lediglich 50% - 60 % aller Wahlen auf Dorfebene gesetzeskonform verliefen“ 
(Chik (2002): S. 9). 
Das Wahlrecht sieht vor, dass alle 3 Jahre gewählt wird. Aktiv und passiv wahlberechtigt sind alle Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.
Des Weiteren müssen die kandidierenden Personen von den Dorfbewohnern ausgewählt werden, die Wahlen müssen geheim sein und die Anzahl der Kandidaten muss die Anzahl der zu vergebenden Posten übersteigen.

Obwohl die Problematik der Feldforschung in China zu diesem Thema als sehr schwierig einzustufen ist (in China gibt es ca. 930.000 Dörfer mit über 900 Millionen Einwohnern), lässt sich jedoch ein Trend feststellen. Die gewählten Personen sind durchschnittlich jünger, haben einen höheren Bildungsstand und sind wohlhabender als ihre Vorgänger.
 Es ist somit zu vermuten, dass die Bevölkerung ihre Entscheidungen relativ unabhängig von übergeordnetem Druck trifft und bei der Ausübung ihres Wahlrechts eher auf ihr eigenes Wohl bedacht ist, da sie qualifizierte Personen bevorzugt. 
Dieses Verhalten ist wohl am ehesten mit der Prinzipal-Agent-Theorie von Jensen/Meckling zu beschreiben. Diese Theorie geht davon aus, dass die beteiligten Subjekte rational (hier: zur Mehrung des eigenen Wohlstandes) handeln.
Der Prinzipal (hier: Dorfbevölkerung) beauftragt den Agenten (hier: Vorsitzender des Dorfbewohnerkomitees) und erwartet, dass dieser den Nutzen und Wohlstand aller maximiert. Der Prinzipal ist jedoch durch asymmetrischen Informationsfluss benachteiligt, kann das Engagement des Agenten nur schwer einschätzen und somit nur das Ergebnis der Bemühungen beurteilen. 
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Anhand der obigen Darstellung lässt sich erkennen, dass durch die Einführung von Dorfwahlen eine Reihe von Möglichkeiten geschaffen wurde, die sowohl der Bevölkerung als auch der KPCh von Nutzen sein können.

3. Der Fall Taishi
Im Jahre 2005 fand zwischen Juli und Dezember ein „Zwischenfall“
 im Dorf Taishi in der Provinz Guangdong (Distrikt  Panyu) statt. Die Dorfbewohner versuchten, den Direktor des Dorfbewohnerkomitees vor Ende seiner Amtszeit abzuwählen.
Das DkOG sieht in Artikel 16 vor, dass diese Abwahl geschehen kann, wenn 20% der Wahlberechtigten eine Petition unterschreiben und diese begründen. Der Direktor hat dann die Möglichkeit zu dem Verfahren und den vorgetragenen Vorwürfen Stellung zu nehmen. Daraufhin soll möglichst zeitnah eine Versammlung einberufen werden, die über die Abwahl entscheidet. Die Abstimmung wird durch die Wahlberechtigten des Dorfes durchgeführt.

Da Taishi zu diesem Zeitpunkt ungefähr 1400 Wahlberechtigte (die Zahlen schwanken um ca. 100 Personen von Quelle zu Quelle) hatte waren mindestens 280 Stimmen notwendig, um die Petition positiv abzuschließen. 

Dieses führte zu einer Konfrontation zwischen Dorfbevölkerung und KPCh bzw. den offiziellen Institutionen. Auch diese wurde auf verschiedenen Ebenen und von Personen mit unterschiedlichen Machtbefugnissen ausgetragen. Auf die verschiedenen Aktionsformen werde ich im späteren Verlauf noch weiter eingehen. Es sei bereits soviel gesagt, dass diese unter Einbeziehung aller zur Verfügung stehenden Mittel
durchgeführt wurden und sehr gut als Beispiel für die Konfrontation Staat – Dorf dienen können. 
3.1 Akteur Bevölkerung
„Revolutionen werden nicht von einer Partei gemacht, sondern vom ganzen Volk.“
(K. Marx, MEW 34, 514)

Die Bevölkerung  (also ein Teil des Volkes) spielt in diesem Fallbeispiel eine wichtige Rolle. Sie starteten eine Unterschriftensammlung, um Chen Jinsheng, den Vorsitzen des Dorfkomitees, abzusetzen, da er seinen Pflichten nicht nachgekommen war
. Diese sahen u.a. vor, mindestens jedes halbe Jahr Details über die Haushaltsplanung und 

–entwicklung zu veröffentlichen.
3.1.1. Zentrale Personen/“Anführer“ 
Auch auf der Dorfebene bedarf es eines geführten Vorgehens zur Wahrnehmung der demokratischen Rechte; 
besonders wenn dieses im konträren Interesse zur Regierung steht.

Einigen Akteuren kommt in diesem Falle also besondere Bedeutung zu.

Zu ihnen gehören:

Guo Feixiong
Guo ist „Rechtsberater der Anwaltspraxis ‚Shengzi’ in Peking“ (amnesty international Deutschland – UA-032/2006) und bekannter Bürgerrechtler.
Gao Zhisheng
Gao ist Rechtsanwalt in Peking und engagiert sich seit Jahren besonders für verfolgte Minderheiten (u.a. Anhänger der Falungong-Sekte).

Lu Banglie
Lu ist einer der führenden Aktivisten für Demokratie in China. 2001 begann er, Petitionen für eine Herabsenkung der Steuern für arme Bauern zu sammeln, 2004 wurde er zum Vorsitzenden seines Dorfes gewählt.

Benjamin Joffe-Walt

Joffe-Walt war zu der Zeit des Taishi-„Zwischenfalls“ Shanghai-Korrespontent für den englischen „Guardian“.
Anhand dieser Aufstellung lässt sich erkennen, dass der Fall Taishi besondere Aufmerksamkeit verdient hat. Bekannte Menschenrechtler und Anwälte haben waren involviert und sind in der Lage, über die Vorfälle zu berichten.

Durch diese Unterstützung von außen, wie es sie auf dieser Ebene in diesem Ausmaß noch nicht gegeben hatte, war es der Bevölkerung möglich erheblichen Druck auszuüben und Erfolge in der Auseinandersetzung sehr schnell zu kommunizieren.

3.1.2. Ziele
Nachdem Chen Jinsheng nach Aussage einiger Dorfbewohner
 seine gesetzlichen Pflichten nicht erfüllt hatte, starteten diese unter Führung von Feng Qiusheng eine Unterschriftensammlung zum Zwecke seiner Absetzung. Das Ziel war also vorwiegend ein ganz praktisches: Ein (nach Ansicht der Dorfbewohner) schlechter Vorsitzender sollte durch einen besseren (hier: kompetenteren) ausgetauscht werden.

Es sollte jedoch zwischen den Zielen der originären Dorfbevölkerung und denen der Anführer, sofern sie von außerhalb kamen, unterschieden werden.

Während die materiellen Forderungen für die Dorfbewohner ganz eindeutig im Vordergrund standen ist zu vermuten, dass für die Anführer die immaterielle Seite ein deutliches höheres Gewicht hatte. 

Dadurch, dass sie zu großen Teilen bereits jahrelang auf verschiedenste Arten gegen die Regierung ankämpfen und vielfältige Formen von Demokratiebewungen unterstützen, ist ihr übergeordnetes Ziel wohl eher die Erlangung einer Demokratie, wenn auch ungewiss ist, welches Erscheinungsbild sie hat. 
Genaueren Aufschluss über die Akteure bieten die Aktionsformen, mit denen sie ihre Ziele zu erreichen suchen. Diese werden im nächsten Abschnitt näher vorgestellt.

3.1.3. Aktionsformen

Die Bevölkerung von Taishi muss sich bewusst gewesen sein, dass sie es mit einem schier übermächtigen Gegner zu tun hatte, den sie nicht mit den gleichen Mitteln schlagen könnte, mit denen er sie bekämpfte. Somit wählten sie sehr friedliche und zugleich moderne Formen des Protests.

An erster Stelle standen die Versammlungen der Dorfbewohner, in denen jeder die Möglichkeit hatte, seinen Unmut und seine Kritik zu artikulieren. In unserer Gesellschaft ist diese Form u.a. als „offenes Mikrofon“ bekannt.

Ein weiterer wichtiger Faktor in der global vernetzten Welt ist die Dokumentation von Ereignissen, die gegen geltendes Recht verstoßen, in Bild und (wenn möglich) Ton.

Die Dorfbewohner nahmen Fotos während der Übergriffe der Polizei, der Regierungsbeamten und/oder der privaten „Schlägertrupps“.

Diese wurden zeitnah über das Internet verbreitet und sorgten für eine erhebliche Aufmerksamkeitssteigerung. Das weltweite Medienecho reichte vom Guardian über den International Herald Tribune bis hin zur BBC. Auffällig ist, dass die anglo-amerikanischen Medien deutlich die Oberhand gegenüber anderen „westlichen“ Staaten (geographisch gesehen) behalten. Vermutlich ein Verdienst der stark beteiligten Reporter, die überwiegend aus diesem Sprachraum kamen.
Im Verlauf der Auseinandersetzungen haben die Dorfbewohner niemals mit Gegengewalt reagiert.
 Vielmehr beharrten sie in ihrer Position und nutzten gewaltfreie Formen des Protests. Hierzu zählte z.B. der Sitzstreik vor dem Sitz der Regierung von Panyu am 30.August 2005. Dieser wurde durchgeführt, weil die Regierung den Antrag der Dorfbewohner auf Abhaltung einer Wahl eines neuen Vorsitzen des Dorfkomitees, ablehnte. Gleichzeitig gingen laut Angaben der Dorfbewohner ca. 80 von ihnen in einen unbefristeten Hungerstreik. Jedoch sollten sich die im Hungerstreik befindlichen Leute in Gruppen aufteilen, die sich immer im Wechsel vor dem Regierungsgebäude aufhalten sollten.

Auch nach der ersten Ablehnung (der Antrag wurde abgelehnt, weil die gesammelten Unterschriften nur als Kopien vorlagen, die Bezirksregierung jedoch Originale einforderte) ihres Begehrens ließen sich die Dorfbewohner nicht entmutigen.

Sie reichten die Liste mit den erforderlichen Unterschriften im Original ein. Bemerkenswert hierbei ist, dass die Zahl der Unterzeichner auf über 800 gewachsen war und somit über die Hälfte der Wahlberechtigten unterschrieben hatte.

Am 7. September 2005 fand durch das „Büro für Zivilangelegenheiten in Panyu“ eine Überprüfung statt. Es wurden die geleisteten Unterschriften und deren Übereinstimmung mit den Identitäten der Dorfbewohner geprüft. Letztendlich wurden 584 Unterschriften als gültig anerkannt und das Verfahren zur Abhaltung einer Wahl eines neuen Vorsitzen des Dorfkomitees konnte beginnen.
Eine weitere bedeutende Aktionsform war der Boykott der vorgeschlagenen Personen, die ins „committee to manage the recall vote“ (http://www.zonaeuropa.com/20050919_1.htm) gewählt werden sollten und ausschließlich von der Bezirksregierung in Panyu bestimmt worden waren. Die Dorfbewohner drängten darauf, die Möglichkeit zu erhalten, ihre eigenen Kandidaten zu wählen, welche ihnen kurze Zeit später auch gewährt wurde. Bei der darauffolgenden Wahl zogen alle von der Dorfbevölkerung vorgeschlagenen Personen in das Komitee ein.

Erwähnt werden muss jedoch auch eine grenzwertige Aktionsform. So versuchte am 7. September 2005 eine 60 – 70jährige Dame den Direktor des „Büros für Zivilangelegenheiten in Panyu“ und die ihn begleitende Polizei vom Betreten des Büros des Dorfbewohnerkomitees zu verhindern. Dieses tat sie, indem sie sich auf einen Benzinkanister setzte und drohte, diesen anzuzünden, sobald die Polizei in das Gebäude eindringen würde.

Alle diese Aktionsformen zeigen, dass die Dorfbewohner versuchten, ihr Anliegen durch Inanspruchnahme aller ihnen zur Verfügung stehenden friedlichen und demokratischen Mittel zu erreichen (die Ausnahme wird weiter oben erwähnt). Die hier aufgeführten Aktionsformen könnten in dieser oder ähnlicher Form auch jederzeit in einer der westlichen Demokratien stattfinden. In Deutschland erleben wir jährlich, wie Demonstranten Bahnschienen durch Sitzblockaden versperren, wenn wieder einmal ein Atomtransport rollt.

In vielen europäischen Ländern haben Bürgerbegehren einen hohen Stellenwert und die Bevölkerung ist bereit, für ihr Anliegen einen hohen Aufwand in Kauf zu nehmen und z.B. sehr viele Unterschriften zu sammeln.
Ein Grundverständnis von demokratischen Verfahren und Abläufen ist also anscheinend auch bei der dörflichen Bevölkerung (hier: Taishi) vorhanden.

3.1.4. Ein Sonderfall

Wie bereits angedeutet wurden die Geschehnisse in Taishi von verschiedenen Seiten instrumentalisiert. 
Hier muss auf einen besonderen Fall aufmerksam gemacht werden, bei dem zwei der unter 3.1.1. genannten Akteure beteiligt waren.

Benjamin Joffe-Walt und Lu Banglie versuchten am 09. Oktober 2005 mit einem Taxi in das Dorf Taishi zu gelangen und dort einige der Dorfbewohner zu interviewen. Auf ihrem Weg dorthin wurden sie von Unbekannten angehalten und Lu wurde von diesen Männern gewaltsam angegangen. 
Einen Tag später beschrieb Joffe-Walt im Guardian unter der Überschrift „They beat him until he was lifeless“ 
, dass Lu schwerste Verletzungen davongetragen hätte und der Artikel ließ vermuten, dass er sogar gestorben sein könnte. Joffe-Walt wurde während dieser Aktion von Lu getrennt und erhielt einige Tage keine Nachricht von ihm bzw. seinem Gesundheitszustand.

Am 12. Oktober 2005 sah sich der Guardian gezwungen, den Ursprungsartikel zu korrigieren und hinzuzufügen, dass die von Lu Banglie erlittenen Verletzungen weit weniger  schwer waren als zwei Tage zuvor beschrieben.

Auf die Problematik des beschriebenen Falls werde ich im späteren Verlauf meiner Arbeit näher eingehen. 
3.2. Regierung/KPCh

Die Regierung bzw. deren Institutionen erscheinen in diesem Fall als Gegenpart zur Dorfbevölkerung. Sie sieht sich in Person von Chen Jinsheng schweren Vorwürfen ausgesetzt, die den Tatbestand dessen erfüllen, was hierzulande als Vorteilsnahme im Amt bekannt und auch nach chinesischer Gesetzgebung strafbar ist.
3.2.1 Zentrale Personen/Organisationen

Die zentrale Person ist ganz eindeutig Chen Jinsheng. Durch sein vermeintliches Fehlverhalten wurde der Unmut in der Dorfbevölkerung schließlich so groß, dass sie seine Abwahl anstrebten. Schon aus reinem Eigeninteresse setzte Chen alles daran, die bestehenden (Macht-) Verhältnisse zu sichern und erhielt dabei Unterstützung von ihm übergerodneten Verwaltungseinheiten.

Zu diesen ist das Büro für Zivilangelegenheiten des Bezirks Panyu zu zählen. Dieses ist dem Dorfbewohnerkomitee überstellt und verantwortlich für den ordnungsgemäßen Ablauf der stattfindenden Wahlen.
Als weitere Organisation, die unmittelbar von der Regierung angewiesen wird, ist die Staatsgewalt in Form der Polizei zu nennen. Diese spielte während der Auseinandersetzungen eine nicht unerhebliche Rolle.

Hinzu kommt die staatliche Zensurbehörde, die ein besonderes Augenmerk auf die Geschehnisse im Internet legte und zumindest in der Lage war, die heimischen Diskussionen in Foren und Blogs einzuschränken.

3.2.2 Ziele

Die Ziele der beteiligten Personen bzw. Organisationen unterscheidenen sich in einigen Bereichen erheblich, während in anderen durchaus Übereinstimmung herrscht. 

So lässt sich erkennen, dass Chen Jinsheng sehr an der Wahrung des Status quo interessiert war. Die Bezirksregierung von Panyu verfolgte offenbar dasselbe Ziel, indem sie Chen soweit wie möglich, durch Errichtung von bürokratischen Hindernissen gegenüber den Dorfbewohnern, Beistand leistete.
Das Ziel der KPCh ist in diesem Kontext sehr schwer zu definieren. Natürlich wird die Partei diesen Fall genauestens beobachtet und analysiert haben. Es ist zu vermuten, dass das primäre Ziel in diesem Fall bei der Machtdemonstration gegenüber den Dorfbewohnern lag. Diese hatte Chen erst kurze Zeit vor diesem „Zwischenfall“ wiedergewählt. Der plötzliche Stimmungsumschwung und die außerplanmäßige Abwahl scheint zu diesem Zeitpunkt nicht in das Konzept der KPCh gepasst zu haben.

Das übergeordnete Ziel ist und bleibt die Erlangung bzw. Beibehaltung der Autorität auf dem Lande. Die enorme Bedeutung der Dorfbevölkerung ist der KPCh bewusst und sie setzt alles daran, diesen „Unterbau“ zu sichern.
3.2.3 Aktionsformen

Die Aktionsformen der Regierung und der beteiligten Akteure auf deren Seite reichen von bürokratischer Schikane bis zur Gewaltanwendung.
So wurden die Unterzeichner der Petition schon früh dazu gedrängt, ihre Unterschriften zurückzunehmen. Dieses geschah anfangs noch durch rein verbale Äußerungen.

Am 16. August 2005 wurde dann die erste Entführung durchgeführt, indem ein Dorfbewohner von seinem Motorrad
 gezogen und in einen Lieferwagen gesperrt wurde, der sofort wieder davonfuhr. 

Im Laufe des Tages fanden weitere Aktionen statt, indem die Polizei mit 500 Mann in das Dorf marschierte und die Dorfbewohner gewaltsam attackiert, weil diese Lieferwagen belagerten, die ebenfalls in das Dorf gekommen waren und in denen sich u.a. Mitarbeiter der Bezirksregierung von Panyu befanden.

Die Auseinandersetzung zwischen Bezirksregierung und Dorfbevölkerung ging weiter, indem die Regierung den Antrag auf Zulassung einer vorgezogenen Wahl mit der Begründung abwies, dass die Unterschriften nur im Original akzeptiert würden (zu diesem Zeitpunkt lagen sie nur als Fotokopien vor).

Ohne jetzt explizit auf die verschiedenen Einzelfälle einzugehen seien hier nur einige andere Aktionen von Gegnern der Wahl genannt, die diese gegenüber der Dorfbevölkerung durchführten:

Zerstörung von Autoscheiben mit Steinen, Festnahmen von Dorfbewohnern, Einsatz von Wasserwerfern, Diffamierung der Dorfbevölkerung durch gezielte und instrumentalisierte Aussagen zu Bildungsgrad und Verhalten, Telefonterror, Erpressung, u.a.

Als wichtiges Instrumentarium kann auch in diesem Fall der Einsatz der staatlichen Zensurbehörden genannte werden.
Diese schalteten während der Auseinandersetzung z.B das Forum unter http://www.yannan.cn ab, in dem oftmals auch kritische Beiträge zu finden waren und in dem eine Diskussion über die Ereignisse in Taishi stattgefunden hatte.

 Durch Maßnahmen wie diese wird zumindest vorübergehend verhindert, dass eine übergreifende Diskussion stattfinden kann, die die KPCh möglicherweise in größere Bedrängnis bringen könnte.
3.3. Das Ende der Auseinandersetzung?
Die Bewohner von Taishi entschieden sich im Laufe der Zeit dazu, ihren Antrag auf Abhaltung einer Wahl zurückzuziehen. Zuerst traten sechs von sieben Mitgliedern des Komitees auf Drängen der Bezirksregierung von ihren Ämtern zurück und zeitgleich machte die Regierung den Dorfbewohnern dass Angebot, dass für jeweils 21 zurückgenommene Unterschriften jeweils ein Gefangener freigelassen würde . Die Bevölkerung entschied sich daraufhin mehrheitlich, die geleisteten Unterschriften zurückzunehmen und das anfangs erwähnte Quorum von 20% wurde somit nicht mehr erfüllt.

Offizielle Stellen sagten jedoch aus, dass die Rücknahme des Antrags erfolgte, weil die Vorwürfe gegen Chen Jinsheng aufgeklärt werden konnte und festgestellt wurde, dass diese haltlos waren.
Dieses geschah bereits am 30. September 2005, jedoch hielt die Auseinandersetzung zwischen den Anführern der Dorfbevölkerung und der Regierung noch einige Monate an. Es geschahen einige Übergriffe, z.B. der bereits beschriebene auf Joffe-Walts und Lu, es fanden weitere Festnahmen und Verhöre statt und erst Monate später ließen diese Vorfälle langsam nach.

4. Fazit:

Bereits im Titel meiner Arbeit bin ich auf die möglichen Auswirkungen bzw. Instrumentalisierungen von Dorfwahlen eingegangen. Dieses soll nun vertieft werden.

Zunächst ist der Begriff der Demokratie zu klären, weil dieser eine besondere Rolle spielt. Es erscheint offensichtlich, dass ein westlicher Demokratiebegriff dem Beispiel China nur sehr schwer gerecht wird.

Auch wenn viele westliche Autoren die Dorfwahlen als Instrument zur Erlangung einer Demokratisierung „von unten“ ansehen, ist in den nächsten Jahren wohl kaum eine Demokratisierung von Parlamentswahlen zu erwarten. Die Zulassung von konkurrierenden Parteien würde dem alleinigen Führungsanspruch der KPCh zuwider laufen und wird deshalb auf absehbare Zeit nicht verwirklicht werden.

Vielmehr kann man in diesem Fall von demokratischen Verfahren bzw. Ansätzen sprechen, wenn man betrachtet, dass die Möglichkeit der politischen Partizipation besteht und von der Bevölkerung auch angenommen wird. Die einmal eröffneten Möglichkeiten zur (zumindest partitiellen) Meinungsäußerung werden kaum wieder ohne größeren Widerstand zurückzunehmen sein. Das Verständnis für diese Verfahren wird über die Jahre immer weiter wachsen, da die Dorfwahlen und mit ihnen die Dorfbewohner eindeutig einem Lernprozess ausgesetzt sind, der schon Wirksamkeit demonstriert.
 Im betrachteten Fallbeispiel versuchen die Dorfbewohner bekanntlich den Vorsitzenden des Dorfbewohnerkomitees vorzeitig abzusetzen. Dieses Verlangen ist bereits ein Folgeschritt der bloßen Wahlmöglichkeit.

Es ist insgesamt eine Zunahme der Auseinandersetzungen mit Massenbeteiligung zu verzeichnen, was ein weiterer Ausdruck der Partizipation am Willensbildungsprozess ist und aufzeigt, dass diese Möglichkeiten der Meinungsartikulation gerne angenommen und ausgeübt werden.
Die Dorfwahlen stellen zu diesem Zeitpunkt auch ein Instrument zum Machterhalt der KPCh dar, da die Partei durch die Zulassung von demokratischen Wahlen auf der untersten Ebene eine deutlich bessere Legitimationsgrundlage geschaffen hat. Die Dorfbevölkerung ist in der Lage, sie direkt betreffende Beschlüsse in einigen Bereichen durch Wahlen zu beeinflussen und die KPCh hat einen deutlichen Autoritätsgewinn zu verbuchen. Die ehemals instabile Lage auf den Dörfern konnte merklich stabilisiert werden und die Beziehung der Kader vor Ort und der Bevölkerung hat sich merklich entspannt.
Es ist festzustellen, dass eine Demokratisierung (hier: Einrichtung von demokratischen Wahlen auf höheren Ebenen, Zulassung von konkurrierenden Parteien) nicht „von unten“ erfolgen kann. Die Dorfwahlen sind ein Instrument, welches von höchster Stelle eingerichtet wurde und auch eine weitergehende Demokratisierung kann nur durch die KPCh erfolgen.
 Die Dorfbevölkerung kann zwar versuchen, den Druck durch verschiedene Aktionen zu erhöhen, jedoch ist und bleibt der entscheidende Faktor die Regierung in Beijing.
Das betrachtete Fallbeispiel belegt diese These eindrucksvoll, da die KPCh in der Lage ist, bei unliebsamen Entscheidungen erheblichen Druck aufzubauen und die Beteiligten durch verschiedenste Aktionsformen dazu bringt, ihre Meinung zu überdenken und gegebenenfalls zu revidieren.

Zum Fallbeispiel ist abschließend anzumerken, dass die Instrumentarisierung von Ereignissen und der Berichterstattung über jene, erhebliche Probleme in der Analyse bereitet. 

Besonders hervorgehoben sei hier nochmals der erwähnte Zeitungsartikel von Joffe-Walts, der durch die (unnötige) Überhöhung der seinem Begleiter zugefügten Verletzungen dazu beigetragen hat, dass die KPCh einen exzellenten Bezugspunkt für die Kritik an der ausländischen Presse hat und auch die Erhebung in Taishi und die damit verbundenen gewalttätigen Aktionen herunterspielen bzw. mit Verweis auf jenen Artikel abstreiten kann.

Insgesamt bleibt also festzuhalten, dass die Dorfwahlen in China einen Anfang der Demokratisierung von verschiedenen Ebenen darstellen können, es aber auch bei dieser unteren Ebene bleiben kann. Die Dorfwahlen stellen sich also sowohl als Demokratieansatz (im o.g. Sinne) als auch als Instrument zum Machterhalt der KPCh dar.
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So berichtete u.a. Feng Qiusheng, dass Chen Jinsheng die gesetzlich vorgeschrieben Fristen nicht eingehalten hatte und weder die halbjährliche Veröffentlichung des Finanzplans noch die regelmäßige Einberufung der Dorfversammlung stattgefunden hätte.
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Diese Aktionsform kann durchaus als terroristisch inspiriert angesehen werden und hätte sehr leicht zur Eskalation führen können. Der Direktor Ma Bing sah jedoch ein, dass es besser wäre, sich in dieser Situation zurückzuziehen und somit ein mögliches Blutbad zu verhindern.
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